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Pro und kontra Ölkavernenspeicher Haldensteiii 
Informationsveranstaltung der Liechtensteinischen Gesellschaft für' Umweltschutz 

Die Bedenken der Gegnerschaft zum 
Projekt Ölkavemenspeicher Halden
stein, das am Montag abend Gegenstand 
einer Podiumsdiskussion in Vaduz war, 
lassen sich auf zwei Hauptpunkte redu
zieren: Einmal die Sorge um die Erhal
tung des Grund- und Trinkwassers zwi
schen Chur und Bodensee, zum anderen 
die Befürchtung einer Katastrophe infol
ge eines Erdbebens. Der Einladung der 
Liechtensteinischen Gesellschaft für Um
weltschutz (LGU), zusammen mit Exper
ten und Gegnern des Projektes Pro und 
Kontra zu erörtern, waren etwa zweihun
dert Personen gefolgt, die - gemäss des 
überregionalen Charakters der geplanten 
Anlage - aus der Schweiz, Österreich, 
Deutschland und Liechtenstein zusam
menkamen. 

Im Verlaufe der  Diskussion zeigte sich 
zwischen den eingeladenen Experten und 
den Gegnern ein Informationsdefizit, das 
nicht zuletzt darauf zurückzuführen war, 
dass d e r  sechsbändige Expertenbericht 
und die Zusatzberichte derzeit noch nicht 
der  Öffentlichkeit zugänglich sind, da 
sich vorerst noch kantonale und Bundes
stellen damit befassen. Die Experten hat
ten sich überdies, wie das bereits aus 
Diskussionen im Zusammenhang mit 
dem Kernkraftwerk Rüthi, der  Destilla-
tionsanlage Sennwald sowie den geplan
ten Rheirikraftwerken bekannt ist, ver
schiedenen Vorwürfen gegenüber ihrer 
Unabhängigkeit zu erwehren. 

Zweck, Ausmass und Problematik 
der geplanten Anlage 

Nach einer Einführung von Diskus
sionsleiter Dr. Franz Beck orientierte 
einleitend Rolf Rettenhaber,  Vizedirek
tor der  Carbura, über Zweck, Ausmass 
und Problematik der  geplanten Anlage. 
An die Carbura sei der Auftrag ergangen, 
die Pflichtlagerhaltung im Kanton Grau
bünden zu verbessern und zu erweitern 
bzw. 400 Millionen Liter Heizöl unter 
Tag einzulagern. Nach dem vorliegenden 
Projekt soll diese Menge Heizöl direkt in 
acht Kammern in den unverkleideten Fel
sen bei Haldenstein eingelagert werden, 
wobei das durch den Fels durchsickernde 
Wasser zur Druckspeicherung herangezo
gen werden soll. 

Gegner befürchten langfristige 
Gefährdung der Wasserversorgung 

Die von Rudolf Häusermann, dem Co-
Präsidenten der  überregionalen Bewe
gung gegen den Kavernenspeicher, vor
getragenen Bedenken gegen das Projekt 
richteten sich nicht gegen die Öllagerung 
im allgemeinen, sondern gegen die erst
mals auf  diese Weise projektierte Spei
cherung, die nach seinen Worten zu einer 
langfristigen Gefährdung der  Wasserver
sorgung im Rheintal und im Bodensee
raum führen müsste. Aus  der  süddeut
schen Sicht wandte sich auch Dr. Her
mann Precht, Landtagsabgeordneter in 
Baden-Württemberg, gegen das Projekt,  
das ein schwerwiegendes Problem für die 
Trinkwasserversorgung aus dem Boden
see - immerhin etwa 3,5 Millionen Men
schen - darstelle. Precht betonte im wei-

Benzin wird drei Rappen 
teurer 
Aufschlag tritt heute in Kraft 

Die Benzinpreisbaisse in der  Schweiz 
und in Liechtenstein ist nur  von kurzer 
Dauer  gewesen: Zwei Wochen nach dem 
letzten Abschlag stiegen die Säulenpreise 
wieder um drei Rappen j e  Liter Super-
und  Normalbenzin. Ein  entsprechender 
Aufschlag de r  Andienungspreise an  die 
Tankstellenhalter tritt bei den meisten 
Mineralölgesellschaften heute Mittwoch 
in Kraft. Dieseltreibstoff wird ebenfalls 
um drei Rappen teurer.  Als Grund für 
die Preissteigerung gaben Firmenspre
cher  gestern übereinstimmend den schar
fen Anstieg der  Notierungen auf dem 
freien Markt  in Rotterdam sowie den hö
heren Dollarkurs an .  

teren, dass Haldenstein nicht nur ein na
tionales, sondern ein internationales Pro
blem darstelle, und forderte den Einbe
zug internationaler Experten, da nach 
seiner Auffassung die geologischen Gut
achten der  Carbura nicht genügen. Über
dies prangerte er  die Informationspolitik 
der  Gesellschaft, die bisher die Herausga
be der  erstellten Gutachten und Berichte 
verweigert habe, an. Dieser Vorwurf 
wurde später vom Carbura-Vertreter ent
kräftet, de r  festhielt, dass von der  Veröf
fentlichung der  Berichte die internen Ab
klärungen in Bern und im Kanton Grau
bünden abgeschlossen sein müssten. Jo
sef  Biedermann, Landtagsabgeordneter 
und Vizepräsident der  L G U ,  formulierte 
die  Bedenken aus unserem Land: Etwa 
drei Viertel des Trinkwassers stamme aus 
dem Grundwasser, das mit de r  Einlage
rung des Heizöls in das Kalkgestein ge
fährdet sei. Für  Biedermann bestehen 
überdies offene Fragen in bezug auf die 
Vermischung von Wasser und Öl sowie 
hinsichtlich der  Abwasserreinigung. 

Fragen nach der Erdbebensicherheit 
Die von den Gegnern am Podiumstisch 

sowie aus d e m  Publikum vorgebrachten 
Bedenken versuchten die Experten zu 
zerstreuen. Auf  eine Frage nach der  Erd
bebensicherheit antwortete Dr.  Ulrich 
Büchi, die Felsqualität sei sehr gut, so 
dass durch Erdbeben keine Gefahr  dro
he. Wenn das Erdbeben so stark wäre, 
dass die Kaverne in Mitleidenschaft gezo
gen würde, so würde zwischen Chur  und 
Sargans kein einziges Haus mehr stehen. 
Dr. Max Kobel, Hydrogeologe, gab zu 
verstehen, dass bei jedem Projekt im Un
tertagbau gewisse offene Fragen vorhan
den seien, doch warnte er  davor, einfach 
Zahlen und Daten über mögliche Auswir
kungen zu verwenden, die nicht bewiesen 
werden könnten. 

Wachsendes Misstrauen in der Region 
Nach de r  Beantwortung der  Fragen aus 

dem Publikum, die sich unter  anderem 
auch mit der  Haftpflichtfrage bei Unfäl
len, mit Alternativen zum vorgelegten 
Projekt sowie mit der  Unabhängigkeit 
der  Experten befassten, gaben die am 
Podiumstisch vertretenen Experten und 
Projektgegner ihr Schlusswort ab. Das  
Misstrauen in der  Region gegen das Pro
jekt wachse, führte Rudolf Häusermann 
aus, während Dr.  Max Kobel versicherte, 
dass auch andere neutrale Fachleute mit 
der  Erstellung von Gutachten beauftragt 
worden seien. Nach den Worten von D r .  
Hermann Precht liegen verschiedene Un

klarheiten vor, weshalb - und weil vor
läufig für die Öffentlichkeit nichts Greif
bares vorliege - ir- Baden-Württemberg 
das Projekt abgelehnt werde. Eugen He
nauer von der  Arbeitsgemeinschaft Was
serwerke Bodensee-Rheintal betonte, 
derzeit sei man  daran, die schlechten Er 
fahrungen d e r  Vergangenheit zu kurie
ren. Es gelte nun, auch für die Zukunft 
gutes Trinkwasser zu.erhalten. 

Das Unbehagen gegenüber d e m  Pro
jekt ist für Josef Biedermann auch nach 
den Erklärungen der  Fachleute nicht ge
ringer geworden. Für unser Land gelte 
es, das Trinkwasser unter allen Umstän
den zu schützen, da  wir keine Ausweich

möglichkeiten hätten. Aus diesem Grund  
falle nach dem Abwägen aller Aspekte 
die Antwort zu Ungunsten der  geplanten 
Anlage aus. 

Das letzte Wort ist noch nicht gesprochen 
Die Diskussion brachte, soviel hat  sich 

gezeigt, die Standpunkte zwischen Befür
wortern und Gegnern einander nicht nä
her. Die Experten betonten, sofern sich 
Risiken zeigen sollten, würden sie dem 
Bau des Kavernenspeichers nicht zustim
men. Die Gegner stellten sich auf  den  
Standpunkt, dass jede zusätzliche Gefahr 
für Rheintal und Bodensee ausgeschlos
sen werden müsse. Es scheint, als o b  
noch nicht das letzte Wort gesprochen 
worden sei. (G. M. )  

Für eine Fortsetzung der KSZE 
Aussenminister der N+N-Staaten tagten am Wochenende 
in Schweden 
Trotz der Unterdrückung der Menschenrechte in Polen soll die Konferenz f ü r  Sicher
heit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) nach Meinung der Aussenminister der 
Neutralen und nichtgebundenen Teilnehmerstaaten (N+N) fortgesetzt werden. Die 
KSZE-Folgekonferenz war im März dieses Jahres in Madrid wegen der Vorfälle in 
Polen unterbrochen und trotz vielseitiger Bemühungen gerade von Seiten der N+N-
Staaten nicht mehr fortgesetzt worden. A n  einer Pressekonferenz nach dem Aussenmi-
nistertreffen der N+N-Staaten am Wochenende in Stockholm, hiess es, die blockfreien 
Teilnehmerstaaten suchten nicht die Konfrontation sondern die Kooperation. - Im 
Rahmen ihrer Konferenz wurden die Aussenminister am Montag auch vom Schwedi
schen Königspaar empfangen. Unsere Aufnahme zeigt die Aussenminister mit dem 
liechtensteinischen Regierungschef Hans Brunhart (zweiter von links) vorgestern Mon
tag mit König Carl Gustav und Königin Silvia. (Bild: B + N )  

Wirtschaft im Spannungsfeld der Gesellschaft 
1 Veränderte Rahmenbedingungen gelten auch für die Zukunftsperspektive 
\unserer Industrie und die anderen Wirtschaftszweige 
j Im Rahmen der kürzlich erschienenen Zu-
(kunflsperspektiven der liechtensteinischen 
Wirtschaft, über die wir in den letzten Ausga
ben mehrfach berichtet haben, widmen deren 
Verfasser den veränderten weltwirtschaft
lichen Rahmenbedingungen ein eigenes Kapi
tel, dem die nachstehenden Passagen entnom
men sind. 

Die 70er Jahre kennzeichnen sich u. a .  
durch die internationale Ausbreitung ge
sellschaftskritischer Strömungen gegen 
die in den 50er und 60er-Jahren noch fast 
vorbehaltlos bejahten Wert- und Zielvor
stellungen. Denken wir etwa an  die wach
sende Kritik a m  Wirtschaftswachstum, 
am System de r  auf Privateigentum und 
privater Initiative aufbauenden Markt
wirtschaft, an  der  Leistungsgesellschaft, 
an den herkömmlichen, vom-Christentum 
und  der  abendländischen Kultur gepräg
ten «bürgerlichen Werten», oder  an  einen 
technokratischen Fortschrittsglauben, 
de r  die Lösung der- uns bedrängenden 
Probleme weitgehend als Funkt ion ihrer 
wissenschaftlichen Durchdringung und 
ihrer technischen Bewältigung sieht. E s  
liegt auf der  Hand,  dass in dem Masse, als 
diese gesellschaftskritischen Grundten

denzen an  Boden gewannen, sie den wirt
schaftlichen Wachstumskräften jenes so-
zio-politische Fundament entzogen, auf 
welchem sie sich lange Zeit fast unge
hemmt entfalten konnten. 

Wirtschaftspolitischer Leerlauf 
Die Verlangsamung des wirtschaftli

chen Wachstums im Westen kann ferner 
der  mangelnden Fähigkeit (und gelegent
lich auch Willigkeit) der  westlichen Re
gierungen zugeschrieben werden, ihre 
sich unaufhörlich aufstauenden volkswirt
schaftlichen Grundprobleme - Arbeitslo
sigkeit, Inflation, Zahlungsbilanzstörun-' 
gen - im .Rahmen der  von ihnen nach 
dem Zweiten Weltkrieg selbst geschaffe
nen Weltwirtschaftsordnung und  de r  sie 
tragenden Institutionen zu  lösen ̂  E s  
kommt nicht von ungefähr, dass in de r  
1980 erschienenen «Interfutures»-Studie 
der  O E C D  die Wirtschaftspolitik de r  
westlichen Industrieländer als eine «Poli
tik des sich Durchwursteins» bezeichnet 
wird; eine Politik, die mehr  darauf be
dacht war, den Hindernissen auf d e m  im

mer holpriger werdenden Entwicklungs
pfad auszuweichen als sie gemeinsam tnit 
den anderen, die in die gleiche Richtung 
schreiten müssen, aus dem Weg zu räu
men; eine Politik, die zudem immer wie
der  den einen oder  anderen Staat zu 
einem Ausscheren aus der  gemeinsamen 
Front veranlasste, sobald er die leiseste 
Chance zu erblicken glaubte, damit per-; 
sönliche Vorteile zu gewinnen, auch] 
wenn sich diese in de r  historischen Rück-! 
blende stets als ephemer erwiesen. | 

Es lässt sich schliesslich nicht bestrei
ten,  dass die weitherum beklagte Investi
tionsunlust der  Privatwirtschaft und da-, 
mit das chronische Lahmen der  wichtig
sten Triebkraft de r  Entwicklungsdynamik 
der  meisten Industrieländer zu einem er
heblichen Teil auch durch eine «Stabili
tätspolitik» bestimmt wurde, die sich 
letztlich destabilisierend auswirkte, weil 
sie mit ihrer wirren Abfolge keynesiani-
scher Kaufkraftinfusionen und monetari-
stischer Aderlasstherapien, anstatt die 
Probleme zu lösen, die allgemeine Uns i 
cherheit im Wirtschaftsleben noch ver
stärkte.» 

Führungswechsel 
bei der Balzers AG 
Dr. Zinsmeister wird zum 
Jahresende Nachfolger von 
Dr. Ross 

Die Balzers Aktiengesellschaft 
gibt Folgendes bekannt: Auf  Ende  
Dezember 1982 wird H e r r  Dr.  Al
bert Ross, seit 1976 Direktionsprä
sident der  Balzers Aktiengesell
schaft, Chef  de r  Firmengruppe Bal
zers und Direktor de r  Oerlikon-
Bührle Holding A G ,  nach Vollen
dung seines 70. Lebensjahres in den 
Ruhestand treten. 

Herr  Dr. Ross gehört zu jenem 
Kreis von Physikern und Ingenieu
ren, die seit der  von Herrn E.  G .  
Bührle ermöglichten Gründung der 
Balzers Aktiengesellschaft vor rund 
35 Jahren durch ihr hohes Wissen 
«Balzers» aus kleinen Anfängen 
zum weltweit angesehenen Unter
nehmen der  Hochvakuum- und 
Dünnschichttechnik geführt haben. 
Als langjähriger Leiter der  Sparte 
«Dünne Schichten» und seit 1976 als 
Direktionspräsident und Gruppen
chef hat Herr Dr. Ross massgeblich 
zu dieser Entwicklung von «Bal
zers» beigetragen, wofür ihm der 
Verwaltungsrat den besten Dank 
ausspricht. 

Zum Nachfolger von Herrn Dr .  
Ross als Chef der  Balzers-Gruppe 
des Oerlikon-Bührle-Konzerns hat 
die Konzernleitung Herrn Dr. Gil
bert J. Zinsmeister ernannt, der  sei
ne neue Aufgabe am 1. Januar 1983 
übernimmt und auf dieses Datum 
hin zum Direktor der  Oerlikon-
Bührle Holding A G  und zum Di
rektionspräsidenten der  Balzers 
Aktiengesellschaft ernannt wird. 

Herr Dr.  Zinsmeister wurde am 
4. April 1929 in Vaduz geboren und 
ist seit 1970 Bürger seines Geburts
ortes. 1955 trat e r  in die Firma ein 
und war drei Jahre als Physiker im 
Entwicklungslabor tätig. A b  1959 
leitete e r  während 5 Jahren den 
technischen Verkauf und war an
schliessend 5 Jahre Assistent der 
Geschäftsleitung. In den letzten 15 
Jahren leitete e r  mit grossem Erfolg 
den von ihm aufgebauten Bereich 
«Dünnschicht-Elektronik». 

Schweiz: 
Volksinitiative 
gegen Sommerzeit 

In de r  Auseinandersetzung um die 
Sommerzeit hat im Nachbarland Schweiz 
eine neue Etappe begonnen. Seit gestern 
Dienstag läuft die 18monatige Frist zur 
Sammlung de r  nötigen 100 000 Unter
schriften für die Volksinitiative» zur Ab
schaffung de r  Sommerzeit». Die  Initian-
ten - der  Anstoss kam von d e r  Schweize
rischen Volkspartei (SVP) des Kantons 
Zürich - machen sachliche Nachteile der 
Sommerzeit und staatspolitische Überle
gungen geltend. Die Unterschriften
sammlung soll schwerpunktmässig in drei 
Zeiträumen erfolgen, wie de r  Sekretär 
des Initiativkomitees erklärte. Erstmals 
aktiv wird Mitte September dieses Jahres 
gesammelt, dann wieder zu Beginn und 
Ende der  Sommerzeit im nächsten Früh
ling und Herbst. Das  Komitee schätzt, 

.dass die Volksabstimmung realistischer
weise 1985 oder  1986 stattfinden kann. 
Die Erfolgschancen de r  Initiative hält das 
Komitee für  gut. Es  habe sich gezeigt, 
dass viele Schweizer gegen die Sommer
zeit seien. Geltend gemacht werden na
mentlich ihre Nachteile für die Schulkin
der, ältere Leute und die Landwirtschaft. 

Die Initiative in der  Schweiz könnte 
unser Land insofern betreffen, da Liech
tenstein die Einführung de r  Sommerzeit 
aus vielerlei Gründen jeweils vom 
schweizerischen Entscheid . abhängig 
machte. 


